
Schritt zu wahrhaft sozialistischen Staatsorganen 
machen. Deshalb stellte Genosse Walter Ulbricht neben 
die Forderung nach umfangreichen Maßnahmen zur 
Entwicklung der sozialistischen Rechtsordnung zugleich 
die Forderung nach einer bedeutenden Verbesserung 
der Arbeit unserer Justizorgane.

Die Entwicklung zu sozialistischen Gerichten ist vor 
allem eine Frage der V e r b e s s e r u n g  d e r  R e c h t 
s p r e c h u n g ,  ihres sozialistischen Inhalts. Die gesetz
liche Grundlage für sozialistische Gerichte und sozia
listische Rechtsprechung hat bereits § 2 Abs. 1 GVG 
gelegt, in dem die Aufgabe formuliert ist, daß 
die Rechtsprechung dem Aufbau des Sozialismus, 
der Einheit Deutschlands und dem Frieden dient, 
unseren Staat, das Volkseigentum und die Redite 
des werktätigen Volkes schützt und alle Bürger er
ziehen hilft. Das bedeutet, daß der gerichtliche Urteils
spruch, der das Gesetz auf den konkreten gesellschaft
lichen Vorgang, der den Gegenstand des Prozesses 
bildet, anwendet, stets von-den Aufgaben, Zusammen
hängen und Perspektiven des sozialistischen Aufbaus 
sowie den Beschlüssen von Partei und Regierung aus
gehen und sie aktiv fördern muß. Es kommt darauf an, 
die volle Verwirklichung der sozialistischen Gesetz
lichkeit in ihrer Einheit von strikter Einhaltung der 
Gesetze und Parteilichkeit, d. h. die strikte Einhaltung 
der Gesetze, verbunden mit ihrer Anwendung für die 
Sache des Sozialismus und des werktätigen Volkes, 
zu gewährleisten.

Diese notwendige Verbesserung der Rechtsprechung 
ist nur zu erreichen durch die sozialistische Erziehung 
der Richter, durch eine enge Verbindung der Gerichte 
und der gerichtlichen Tätigkeit mit dem Leben, mit den 
breiten Massen der Bevölkerung, mit der Produktion 
und der gesamten gesellschaftlichen Praxis des sozia
listischen Aufbaus. Das setzt voraus, daß die Gerichte 
einerseits die Lage in ihrem Territorium genau kennen 
und andererseits besser auf die politisch-ideologische 
Wirkung ihrer Urteile in der Bevölkerung achten und 
daraus stets die für die Vollendung des sozialistischen 
Aufbaus notwendigen Folgerungen ziehen. Jedes 
Gericht muß ständig über die ökonomische und poli
tische Situation in den Städten und Gemeinden, in 
Betrieben, LPG, MTS usw. unterrichtet sein. Diese 
Kenntnis erlangt der Richter durch ständiges Studium 
der Kreispresse, Betriebszeitungen usw., durch leben
dige Verbindung mit den örtlichen Organen der 
Staatsmacht, der örtlichen Parteiorganisation, der 
Nationalen Front und der Gewerkschaft, die er aktiv 
und mit Initiative fördern muß. Diese Kenntnis ge
währleistet zugleich die Beachtung der Kritik der 
Werktätigen, die bewußte Entwicklung der Selbst
kritik, verbunden mit der ständigen Prüfung der eige
nen Rechtsprechung und der prinzipiellen ideologischen 
Auseinandersetzung mit Fehlern und ihren Ursachen.

Zur Verbesserung der Rechtsprechung gehört ferner 
die bewußtere Anwendung der sozialistischen Gesetze, 
die Vermeidung der nichtsozialistischen Anwendung 
sozialistischer Gesetze. Eine Wende muß auf dem Ge
biete des Zivilrechts herbeigeführt werden. Das Mini
sterium der Justiz muß der Anleitung der Gerichte 
größere Beachtung schenken, daß sie auch Zivilsachen 
unter Beachtung der jeweiligen Situation des Klassen-? 
kampfes entscheiden. Zum anderen muß mit der 
Unterschätzung der Bedeutung dieses Rechtszweiges 

9 als eines Instruments zur Förderung sowohl der wirt
schaftlich-organisatorischen wie auch der kulturell- 
erzieherischen Funktion der Diktatur des Proletariats 
Schluß gemacht werden.

Verbesserung der Rechtsprechung bedeutet aber auch 
. — und in erster Linie — Verbesserung der Anleitung 

sowohl durch das Ministerium der Justiz und seine 
Justizverwaltungsstellen wie auch durch die Rechts
mittelgerichte und durch das Oberste Gericht. Gerade 
für die Rechtsmittelgerichte ist die Forderung nach 
engerer Verbindung mit dem Leben besonders wichtig. 
Sie kennen die Wirkung ihrer Urteile noch viel weniger 
als die Kreisgerichte. Deshalb gilt eä hier, die Forde
rung des Parteitags, an der Basis zu arbeiten, sinnvoll 
und unter Beachtung der Gesamtaufgaben der Organe 
anzuwenden. So wird es erforderlich sein, daß Richter 
des Obersten Gerichts jeweils bestimmte Zeit bei Be

zirks- und Kreisgerichten arbeiten. Dort werden sie 
nicht nur wichtige Erfahrungen sammeln und Nutzen 
für ihre Arbeit beim Obersten Gericht ziehen, sondern 
sie können auch unmittelbar bei der Qualifizierung der 
Arbeit, bei der Überwindung von Mängeln durch un
mittelbare Veränderung helfen. Für die juristischen 
Mitarbeiter des Ministeriums der Justiz können ähn
liche Gedanken gelten. Die Hauptinstrukteure werden 
z. B. längere Zeit in den Kreisen ihres Bezirks an Ge
richten und in der Justizverwaltungsstelle arbeiten und 
mit dieser Arbeit an der Basis zur unmittelbaren Ver
änderung und Verbesserung der Arbeit beitragen.

Das Oberste Gericht hat in der Vergangenheit seine 
anleitende Funktion nur ungenügend und insbesondere 
nicht rechtzeitig genug erfüllt. Die Kassationstätigkeit 
muß für die Zukunft in noch engerer Zusammenarbeit 
mit dem Ministerium der Justiz und dem General
staatsanwalt mehr auf Schwerpunkte Und grundsätz
liche Fragen ausgerichtet werden. Von besonderer 
Wichtigkeit für die Kassationspraxis ist aber in jedem 
zur Entscheidung stehenden Fall die exakte Kenntnis 
der Lage im Betrieb, im Ort, Kreis und Bezirk. Da 
hier meist ein größerer Zeitraum zwischen Tat, Ab
urteilung und Kassationsurteil vergeht, muß unter
sucht werden, ob und in welchem Maße eine Kassa
tionsentscheidung dem sozialistischen Aufbau und der 
ideologisch-politischen Umerziehung dient.

Die Herausbildung wahrhaft sozialistischer Gerichte 
ist eng verbunden mit der Arbeit mit den S c h ö f f e n .  
Mit der Wahl der Schöffen in den Jahren 1955 und 
1958 wurden entscheidende Schritte zur Schaffung so
zialistischer Volksgerichte getan. Die Schöffen bestim
men wesentlich das Gesicht unserer Kreisgerichte; 
ihnen als den entscheidenden Mittlern zwischen Ge
richten und Bevölkerung gilt weiterhin all unsere 
Sorge. Die Weiterentwicklung der Schöffenarbeit wird 
z. B. neben anderen Maßnahmen zur Entwicklung und 
Festigung der Schöffenkollektive und Schöffenaktive 
solche Aufgaben vorsehen, wie die Ausgestaltung der 
Schulung durch zusätzliche Lektionen (insbesondere 
über die neue Gesetzgebung), die Heranziehung der 
Schöffen bei der Diskussion neuer Gesetze mit den 
Werktätigen (Diskussionen, die z. B. die Mitglieder der 
Gesetzgebungskommissionen in den Bezirken und 
Kreisen über geeignete Fragen führen können), die 
jährliche Durchführung von Schöffenkonferenzen in 
Kreisen und Bezirken.

Von besonderer Bedeutung ist die Z u s a m m e n 
a r b e i t  z w i s c h e n  d e n  G e r i c h t e n  u n d  d e n  
ö r t l i c h e n  O r g a n e n  d e r  S t a a t s m a c h t ,  den 
Volksvertretungen und den Räten, vor allem mit den 
ständigen Kommissionen. Es muß gemeinsam mit dem 
Ministerium des Innern versucht werden, daß bereits 
im Jahre 1959 alle Bezirks- und Kreistage sich auf 
einer Tagung mit den Fragen der Justiz beschäftigen, 
und bis Ende 1960 sollte in allen Gemeindevertretungen 
über die Fragen der Justiz beraten werden. Dabei sind 
in Auswertung der guten Beispiele bei der Schöffen
wahl 1958 Schöffen und Schiedsmänner heranzuziehen. 
Die Zusammenarbeit darf nicht auf den Bericht der 
Gerichte vor dem Plenum, seine gründliche und 
kritiMie Diskussion und die Beschlußfassung be
schränkt bleiben, sondern die Gerichte müssen ständig 
mit den örtlichen Organen zusammen arbeiten. Die Zu
sammenarbeit muß von beiden Seiten aktiv und syste
matisch organisiert werden und darf nicht spontan und 
zufällig sein.

Der sozialistische Charakter des Gerichts wird aber 
nicht zuletzt durch den Inhalt und die Form des gericht
lichen Verfahrens, der Prozeßführung bestimmt, wie es 
auf der Grundlage des sozialistischen Prozeßrechts not
wendig ist. Jeder Prozeß muß so geführt werden, daß 
jeder Prozeßpartei und jedem Zuhörer aus der politi
schen Klarheit und juristischen Sachkenntnis, aus der 
Sachlichkeit, Parteilichkeit, aus der Würde und Autori
tät der gerichtlichen Verhandlung der überzeugende 
Eindruck vermittelt wird, vor einem sozialistischen 
Bericht, einem Gericht der Arbeiter-und-Bauern-Macht 

zu stehen. In Verwirklichung ihrer erzieherischen Auf
gaben kommt es in besonderem Maße darauf an, daß 
die Gerichte ihrer gesamten Tätigkeit die vom V. Par
teitag ausgearbeiteten zehn Grundsätze der sozia-
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